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RECHT UND MEDIZIN

Das „Gesetz zur Änderung des Infekti-
onsschutzgesetz und weiterer Gesetze 
anlässlich der Aufhebung der Feststel-
lung der epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite“ ist am 24. November 
2021 in Kraft getreten. Mit dem Artikel-
gesetz sind unter anderem auch rele-
vante Regelungen im Strafgesetzbuch 
(StGB) verändert worden. Zur bisheri-
gen Strafbarkeit ist neu hinzugekom-
men:

Strafbarkeit von Vorbereitungshand-
lungen bei der Herstellung von unrich-
tigen Impfausweisen, § 275 Abs. 1a 
StGB

„Wer die Herstellung eines unrichtigen 
Impfausweises vorbereitet, indem er  
in einem Blankett-Impfausweis eine 
nicht durchgeführte Schutzimpfung 
dokumentiert oder einen auf derartige 
Weise ergänzten Blankett-Impfausweis 
sich oder einem anderen verschafft, 
feilhält, verwahrt, einem anderen über-
lässt oder einzuführen oder auszufüh-
ren unternimmt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.“

Strafbarkeit des unbefugten Ausstel-
lens von Gesundheitszeugnissen (fal-
scher Arzt), § 277 StGB

„Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
unter der ihm nicht zustehenden Be
zeichnung als Arzt oder als eine andere 
approbierte Medizinalperson ein Zeug-
nis über seinen oder eines anderen 
Gesundheitszustand ausstellt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in anderen Vorschriften dieses 
Abschnitts mit schwererer Strafe be
droht ist.

In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter gewerbsmäßig oder als 
Mitglied einer Bande, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von unbefugtem 
Ausstellen von Gesundheitszeugnissen 
verbunden hat, Impfnachweise oder 
Testzertifikate betreffend übertragbare 
Krankheiten unbefugt ausstellt.“

Generelle Strafbarkeit des Ausstellens 
unrichtiger Gesundheitszeugnisse (nicht 
mehr beschränkt auf den Zweck des 
Gebrauchs bei einer Behörde oder Ver-
sicherungsgesellschaft), § 278 StGB

„Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
als Arzt oder andere approbierte Medi-
zinalperson ein unrichtiges Zeugnis 
über den Gesundheitszustand eines 
Menschen ausstellt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.

In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, 

wenn der Täter gewerbsmäßig oder als 
Mitglied einer Bande, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von unrichtigem 
Ausstellen von Gesundheitszeugnissen 
verbunden hat, Impfnachweise oder 
Testzertifikate betreffend übertragbare 
Krankheiten unrichtig ausstellt.“

Strafbarkeit des Gebrauchs unrichtiger 
Gesundheitszeugnisse, § 279 StGB

„Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
von einem Gesundheitszeugnis der in 
den §§ 277 und 278 bezeichneten Art 
Gebrauch macht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in 
anderen Vorschriften dieses Abschnitts 
mit schwererer Strafe bedroht ist.“
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